
Diese nachfolgenden Regelungen zum Un-
terhalt gelten erst ab 01.01.2002:

Unabhängig von der Höhe des Einkommens
und Vermögens wird von den unterhalts-
pflichtigen Eltern volljähriger Kinder in der
Regel nur noch ein Unterhaltsbeitrag von
50,00 DM monatlich gefordert werden.

Soweit bisher ein höherer Unterhalts-
beitrag festgesetzt wurde, werden die
Bescheide ab 01.01.2002 angepasst.

Wurde bisher kein Unterhaltsbeitrag ge-
fordert, erfolgt ab 01.01.2002 eine Fest-
setzung in Höhe von 50,00 DM monatlich. 

Auf Antrag eines Elternteiles hat der So-
zialhilfeträger zu prüfen, ob die Forderung
von 50,00 DM monatlich eine Härte bedeu-
tet und die Eltern von der Zahlung befreit
werden können.

Haben Sie weitere Fragen
zu diesem Thema?

Darüber hinaus erhalten Sie
natürlich auch Informationen,
Auskünfte und Beratung
zu den Änderungen
des SGB IX bei den
ihnen bekannten
Sachbearbeitern
der Abteilung
Sozialhilfe.

Als Ansprechpartnerinnen für allgemeine
Fragen stehen Ihnen zur Verfügung:

Heike Makein
Telefon (02 51) 5 91 - 56 43

Marlies Wiesemann
Telefon (02 51) 5 91 - 37 25

i
Abteilung Sozialhilfe

Der LWL informiert:

Auswirkungen des neuen
Sozialgesetzbuches - SGB IX -

für

Beschäftigte in Werkstätten für
behinderte Menschen

und 

Bewohner der Wohneinrichtungen
für behinderte Menschen

Unterhalt
Betrifft nur Eltern
der Bewohner einer
Wohneinrichtung



Die Beschäftigung in einer Werkstatt für be-
hinderte Menschen ist ab 01.07.2001 unab-
hängig vom Vermögen des Beschäftigten.

Wer bisher die Kosten selbst aufgebracht
hat, kann nun einen Antrag auf Übernahme
der Kosten beim örtlichen Sozialamt oder
beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe
stellen. Leistungen können erst ab Eingang
des Antrages beim örtlichen Sozialamt oder
LWL erbracht werden. 

Für die durch die stationäre Hilfe in einer
Wohneinrichtung entstehenden Kosten ist
das Vermögen weiterhin einzusetzen.

Arbeitsförderungsgeld

Vermögen

Beschäftigte, die an der Mittagsverpfle-
gung teilnehmen, müssen hierfür einen Be-
trag von 5,00 DM an die Werkstatt zahlen. 

Ausnahmen:

Die/der Beschäftigte erhält laufende Lei-
stungen der Hilfe zum Lebensunterhalt

Das Einkommen der/des Beschäftigten
(z.B. Werkstatteinkommen und Rente)
liegt unter der Einkommensgrenze von
zurzeit 1122,00 DM.

Für Beschäftigte, die gleichzeitig in einer
Wohneinrichtung stationäre Hilfen er-
halten, entfällt der Beitrag für die Mit-
tagsverpflegung.

Kosten für das
Mittagessen

Ab 01.07.2001 zahlt der LWL an Beschäf-
tigte mit geringem Werkstatteinkommen im
Arbeitsbereich der Werkstatt für behinder-
te Menschen zusätzlich zu dem bisherigen
Einkommen einen Betrag von 50,00 DM.

Den vollen Betrag erhalten alle, deren
Werkstatteinkommen unter 580,00 DM
liegt.

Beschäftigte, deren Arbeitseinkommen zwi-
schen 580,00 DM und 630,00 DM liegt, er-
halten den Differenzbetrag.

Beschäftigte, die mehr als 630,00 DM
Arbeitseinkommen erhalten, haben keinen
Anspruch auf die Zahlung des Arbeitsför-
derungsgeldes.

Das gezahlte Arbeitsförderungsgeld ver-
bleibt den Beschäftigten, die gleichzeitig
stationäre Hilfen in einer Wohneinrichtung
erhalten, in voller Höhe.

Dagegen wird das Arbeitsförderungsgeld
bei der Gewährung von Leistungen der Hil-
fe zum Lebensunterhalt angerechnet.


